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W
ären die Fetzen geflogen, 
wenn wir zu Wort ge-
kommen wären? Mitte 
Juni lud die Bundeskanz-
lerin zum zehnten Mal 
zum Integrationsgipfel. 
Das führte im Vorfeld zu 

heftigen Debatten unter den Migrantenorganisa-
tionen, ob ein gemeinsames Positionspapier für 
den Gipfel das Richtige sei. Doch davon bekam die 
Öffentlichkeit nichts mit. In den Medien be-
stimmte der Streit zwischen Seehofer und Merkel 
die Schlagzeilen, und offenbar hatte die Bundes-
regierung kein Interesse daran, dass der sonst be-
schworene Pluralismus zum Tragen käme. 

Der fundamentale Streit über den richtigen 
Weg in der Integrationspolitik, er durfte beim 
Gipfel nicht sichtbar werden. Nur die Vertreter 
einer Position erhielten Gelegenheit, im Bundes-
kanzleramt ihr Papier komplett vorzustellen und 
es zu verteilen. Auch bei der anschließenden 
Bundespressekonferenz mit der Kanzlerin wurde 
nur eine Position vorgetragen – und zwar von Fer-
da Ataman, Sprecherin der Neuen Deutschen 
Organisationen (NDO). Ataman hatte bereits 
beim Gipfel 15 Minuten Redezeit gehabt; ebenso 
Ferhad Dilmaghani als Vertreter von Deutsch Plus 
(im Netzwerk der NDO) sowie die Gleichgesinnte 
Marta Neüff vom Polnischen Sozialrat, die das 
komplette Positionspapier einer Mehrheit der Mi-
grantenverbände vortrug – unter dem von der 
Kanzlerin befürworteten Titel »Gemeinsam De-
mokratie stärken, gemeinsam Werte leben«. 

Der Titel klang gut. Das Thema des Gipfels 
auch: »Heimat, Werte und gesellschaftlicher Zu-
sammenhalt«. Merkel hatte vorab ein Positions-
papier der Migrantenorganisationen erbeten. 
Schnell stellte sich heraus, dass es keinen Konsens 
geben würde. Während die Vereinigungen, zu de-
nen auch die NDO gehören, ein Papier aus der 
Opferperspektive vorlegten, forderten andere Mi-
grantenorganisationen wie die Bundesarbeitsge-
meinschaft der Immigrantenverbände in Deutsch-
land (BAGIV), deren Sprecher ich bin, eine selbst-
kritische Position, die nicht alle Integrationproble-
me der Mehrheitsgesellschaft und dem Staat auf-
lädt. Das wurde von den Verfassern des offiziellen 
Gipfelpapiers völlig ignoriert. So kam es zu einem 
zweiten Positionspapier, das noch vor dem Gipfel 
an das Bundeskanzleramt übergeben wurde.

Was stand in den beiden konkurrierenden Pa-
pieren? Das offizielle Plenumspapier sagte verein-
facht: Wir Migranten sind hier, und ihr müsst uns 
so nehmen, wie wir sind! Unser Papier dagegen 
forderte den Einsatz auch der Migranten für eine 
gelingende Integration. Es wurde vom Bundeskanz-
leramt zwar zur Kenntnis genommen, aber während 
des Gipfels tat man, als ob es nicht existierte. Weder 

durften wir es im Plenum vorstellen noch gedruckt 
auslegen. Stattdessen gab es die drei einvernehmli-
chen Redebeiträge von je etwa 15 Minuten Länge. 
Bei der Debatte danach hatte jeder Redner etwa 
zwei bis drei Minuten. Auch ich selbst konnte nur 
kurz sagen, dass es einen Dissens unter den Migran-
tenorganisationen gibt – und ein zweites Positions-
papier. Warum wurde der Streit unterdrückt? 

Bislang war ich froh über den Integrationsgipfel 
als solchen. Seit dem Jahr 2006 sollte er den offenen 
Dialog zwischen Bundesregierung und Migranten 
stärken. Diesmal nahmen am Gipfel unter der Füh-
rung der Kanzlerin wieder bis zu 
50 Migrantenorganisationen teil, 
dazu Vertreter von Bundesländern, 
Wirtschaft, Gewerkschaften und 
Religionsgemeinschaften. Insge-
samt waren wir etwa hundert Teil-
nehmer. Die BAGIV, die das kriti-
sche Papier formulierte, ist der äl-
teste und größte Spitzenverband 
der Migrantendachorganisationen. 
Sie ist Sprachrohr von etwa drei 
Millionen Migranten, verteilt auf 
14 Verbände: Kurden, Spanier, 
Portugiesen, Vietnamesen, Serben, 
Kroaten, Assyrer, Armenier, Grie-
chen, Ukrainer, Iraner. Darüber 
hinaus wurde unser Papier vom 
Bundesverband der Russischen 
Eltern und vom Netzwerk der Afri-
kanischen Verbände unterzeichnet. 
Warum wurden wir blockiert?

Es ist ja ein Verdienst von An-
gela Merkel, dass mit der Deut-
schen Islamkonferenz und dem 
Integrationsgipfel zwei Foren ge-
schaffen wurden, auf denen die 
Migranten und der Staat auf Au-
genhöhe miteinander reden. Doch 
beide Konferenzen wirken mitt-
lerweile wie Alibiveranstaltungen, 
die gerade nicht dem leidenschaft-
lichen Streit dienen, sondern dem 
Vorgaukeln eines Konsenses, den es nicht gibt. Wa-
rum? Offenbar ist es politisch erwünscht, dass Zu-
wanderer sich als Opfer präsentieren. In Zeiten gesell-
schaftlicher Spaltung wirkt das allerdings kontra-
produktiv. Da helfen nur integrative Lösungsansätze 
auf der Basis gemeinsamer Werte – nicht einseitige 
Schuldzuweisungen.

Dass sich die Migrantenverbände nicht auf eine 
gemeinsame Erklärung einigen konnten, ist ja auch 
ein gutes Zeichen. Es beweist: Die sogenannten Mi-
granten sind eben kein homogener Block. Sie sind 
wie die deutsche Mehrheitsgesellschaft vielschichtig 
und unterschiedlich. Viele von uns sind längst besser 
integriert, als Politik und Medien glauben. Auch wir 

haben unterschiedliche Antworten auf die große 
Frage: Was geschieht, wenn Europa die Flüchtlings-
politik nicht gemeinsam und wertegesteuert angeht? 
Dann, so die Kanzlerin, »wird niemand mehr an 
unser Wertesystem glauben«. Doch warum sendet 
Merkel in ihrer Integrationspolitik gegensätzliche 
Signale? Warum wird unser Wertesystem nicht nach 
innen verteidigt?

Die Bundesregierung hat leider auch diejeni-
gen gestärkt, die sich einer Wertedebatte verwei-
gern oder unser Wertesystem in Deutschland so-
gar ablehnen. Brisantestes Beispiel ist die Deutsche 

Islamkonferenz, in der ein aus 
der Türkei gesteuerter politi-
scher Islam dominierte. So rich-
tig es war, sich bundespolitisch 
gegen Islamfeindlichkeit zu po-
sitionieren, so unverständlich 
ist, dass die Bundesregierung 
mit Islamvertretern kooperiert, 
die eine antiwestliche Tradition 
propagieren und liberale Musli-
me ausgrenzen. 

Doch zurück zum Gipfel. 
Was dort fehlte, war vor allem 
Selbstkritik, etwa eine kritische 
Stellungnahme zu antisemiti-
schen Tendenzen innerhalb der 
Migrantengruppen. Stattdessen 
wurde Antisemitismus einseitig 
der deutschen Mehrheitsbevöl-
kerung zugeschrieben.

Warum stört mich das? Aus-
gerechnet jene Migranten, die in 
Deutschland heute wichtige Po-
sitionen einnehmen, ob in Staat, 
Gesellschaft oder Medien, erheben 
permanent Rassismusvorwürfe 
gegen die Deutschen. Obwohl sie 
selbst positive Beispiele für Mi-
gration sind, suggerieren sie, 
Deutschland sei vor allem ein dis-
kriminierendes Land. Statt junge 
Zuwanderer aufzufordern, sich als 

Bürger mit diesem freiheitlichen Staat zu identifizie-
ren, drängt man sie in eine bequeme Opferrolle. 

Das aber ist es, was die meisten Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte nicht wollen: Opfer sein. 
Wir selbst oder unsere Eltern sind nach Deutschland 
gekommen, weil dieses Land uns Freiheit und Li-
beralität versprach. Wir brauchen keinen Sonder-
status. Es reicht uns völlig, als Bürger mit anderem 
kulturellen Hintergrund gleichberechtigt zu sein. 
Natürlich wollen wir positiv wahrgenommen werden. 
Wir wollen nicht diskriminiert werden, aber wir 
wollen auch keine deutschlandkritische Minderheit 
sein. Beim Integrationsgipfel stellten die Neuen 
Deutschen Organisationen Forderungen im Namen 

von Migranten, andererseits nannten sie sich post-
migrantisch. Was denn nun? Migrant oder Postmi-
grant? Für uns »neue Deutsche«, um diesen Kunst-
begriff zu benutzen, ist Deutschland unsere Heimat, 
und Integration kann nur im Einvernehmen mit der 
Mehrheitsgesellschaft gelingen. Nicht gegen sie!

Sonst werden wir für unsere speziellen Anlie-
gen auch keine politischen Mehrheiten gewinnen. 
Zuwanderung ist ein Geben und Nehmen. Und 
Heimat ist kein Blut-und-Boden-Wort. Ferda Ata-
man hatte dem Innenminister Horst Seehofer vor-
geworfen, es gehe in der Heimatdebatte »um Blut 
und Boden«. Trotzdem durfte Ataman, als Spre-
cherin eines Netzwerkes für Vielfalt und Gleichbe-
rechtigung, den Integrationsgipfel maßgeblich ge-
stalten. Seehofer boykottierte deshalb den Gipfel. 
Was also ist Heimat? Heimat ist ein unverzichtba-
rer Anker in Zeiten der Globalisierung. Wer sich 
ohne Heimat in der Unüberschaubarkeit des Glo-
balen verliert, der verliert sich selbst. Deshalb ist es 
ein sinnvolles politisches Vorhaben, diesen Begriff 
mit positivem Inhalt zu füllen.

Über Heimat diskutierten wir Zuwanderer mit 
der Bundespolitik schon lange, bevor ein Heimat-
ministerium ins Leben gerufen wurde. So hat die 
BAGIV sich im Bundeskanzleramt über »Identität 
und Heimat« positioniert, und eine unserer Vor-
stellungen war, dass man Heimat nicht als histo
rische Schicksalsgemeinschaft, sondern als Zu-
kunftsgemeinschaft verstehen muss, die auch von 
Zuwanderern und ihren Kindern gestaltet wird.

Nein, wir brauchen keinen Kulturkampf, der 
unser Land spaltet. Wie sollen Neubürger sich mit 
einem Gemeinwesen identifizieren, wenn sie es nur 
kritisieren? Ja, es gibt in Deutschland Rassismus, und 
es gibt Ausgrenzung. Aber wer Zuwanderern eine 
positive Einstellung zu diesem Land stiehlt, indem 
er »das Deutsche« allein als etwas Schreckliches dar-
stellt, der betreibt das Gegenteil von Integration. Wir 
Deutschen, also wir alle, brauchen jetzt eine Debat-
te über das, was uns verbindet, nicht über das, was 
uns trennt. Kann sein, dass wir uns nicht gleich auf 
das Gemeinsame einigen. Na und?

Der britische Historiker Timothy Garton Ash hat 
jüngst den schönen Begriff der «robusten Zivilität» 
geprägt. Gemeint ist eine Zivilität, in der Rede und 
Gegenrede selbstverständlich sind. Der legitime 
Streit, also der Raum des Sagbaren hat nur zwei 
Grenzen. Die eine Grenze ist die im Grundgesetz 
garantierte Menschenwürde. Wer sie infrage stellt, 
stellt dieses Land infrage. Die andere Grenze ist das 
völkische Gedankengut, das zum Mord an sechs 
Millionen Juden führte. Wer solche Gedanken auf-
leben lässt, stellt den Frieden infrage. Beides ist 
illegitim. Wir anderen sollten offen über unsere 
Werte und unsere Heimat streiten. Wir sollten den 
Streit nicht den Demagogen überlassen, seien sie 
»deutsch« oder »neudeutsch«.

D ie Eigenwerbung klingt gut. »Der 
christliche Glaube ist die Grundlage 
unseres Wirkens«, versprechen Schu-

len des Erzbistums Hamburg auf ihrer Home
page, man wolle »gemeinsam Gott und die 
Welt entdecken«. Doch nach den Intrigen der 
letzten Wochen und Monate um die katho
lischen Schulen stellt der kritische Beobachter 
erschüttert fest: alles nur hohles Gerede. Die 
Spitzen des Erzbistums, allen voran Erzbischof 
Stefan Heße und sein Generalvikar Ansgar 
Thim, hatten offenbar zu keiner Zeit ein In-
teresse oder gar den Willen, Hamburgs katho-
lische Schulen in ihrer Gesamtheit zu erhalten.

Stattdessen bekräftigen sie jetzt ihre heiß 
umstrittene Entscheidung vom Jahresanfang, 
Schulen zu schließen. Nach monatelangen Ge-
sprächen sagt Erzbischof Heße am 27. Juni, 
sechs kirchliche Gremien hätten eine weitere 
Zusammenarbeit mit der Retterinitiative 
»Hamburger Schulgenossenschaft« abgelehnt. 
Als Vorlage hatten diese Gremien allerdings nur 
ein Schreiben von Ansgar Thim, in der er der 
Initiative schwere Vorwürfe machte. Ein direk-
tes Gespräch zwischen Kirchengremien und der 
Initiative lehnten er und der Erzbischof ab.

Zur Vorgeschichte: Alles begann mit 
dem Gutachten einer Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, die eine deutliche 

Unterdeckung in der Finanzierung der katho-
lischen Schulen feststellte. Daraufhin verfie-
len Stefan Heße und Ansgar Thim in Panik 
und verkündeten zur vollkommenen Überra-
schung der Hamburger Katholiken am 19. 
Januar, es würden demnächst fünf von 21 ka-
tholischen Schulen in Hamburg geschlossen, 
drei weitere erhielten eine Gnadenfrist. Bei den 
fünf Schulen verfügten sie einen sofortigen 
Aufnahmestopp für neue Schülerinnen und 
Schüler. All dies unternahmen sie, ohne mit 
dem Hamburger Schulsenator oder der Ge-
samtelternvertretung der Schulen oder ihren 
184.000 Gemeindemitgliedern in Hamburg 
gesprochen zu haben. Besonders bemerkens-
wert war, dass drei der betreffenden Schulen 
im strukturschwachen Harburg liegen, wäh-
rend die Schulen in wohlhabenderen Bezirken 
der Stadt nicht betroffen sind.

Wenig später trat eine Initiative zur Rettung 
der Schulen auf den Plan, warb Spendenzusa-
gen in Millionenhöhe ein und versuchte immer 
verzweifelter, mit den Kirchenfürsten ins Ge-
spräch zu kommen. Erst nach Demonstratio
nen, an denen teilweise 5000 Eltern und Schü-
ler teilnahmen, konnte sich die Kirche zu einem 
solchen Schritt durchringen. Eingaben beim 
Schulsenator der Stadt oder bei wohlhabende-
ren deutschen Bistümern mit der Bitte um 
Hilfe unterblieben weiterhin. Mitte Juni wurde 
schließlich – eher widerwillig – ein Pilotprojekt 
für den Erhalt von drei Schulen zwischen dem 
Erzbistum und der Initiative verabredet.

Dann kam Ende Juni der Schock: Sechs 
kirchliche Gremien hätten die weitere Zusam-
menarbeit mit der Initiative abgelehnt, ver-
kündete der Erzbischof ohne weitere Begrün-
dung. Durchgesickert ist, dass sein Generalvikar 
mit unsachlichen, wenig schmeichelhaften 
Äußerungen über die Initiative und deren Ma-
cher – hoch angesehene Hamburger Bürger – 
seine Gremien gefüttert hat und ihr negatives 
Votum kräftig beförderte: Es habe kein tragfähi-
ges finanzielles Konzept vorgelegen; das Ganze 
sei ein Täuschungsmanöver, um die Schulen 
aus der Struktur des Bistums zu entfernen.

So geht die katholische Kirche in Ham-
burg zugrunde. Denn die Schulen sind 
der Nährboden des Katholizismus in 

der Diaspora. Hier entsteht das kirchliche 
Leben, hier wächst der Glauben der kom-
menden Generationen. Zwar: Wirtschaftliche 
Not lässt sich nicht leugnen. Aber: Die arro-
gante und intrigante Exekution einer in Panik 
und ohne wirtschaftlichen Sachverstand ge-
troffenen Entscheidung lässt nun die Katholi-
ken Hamburgs verstört und einsam zurück. 

Warum agiert das Erzbistum so? Aus 
Angst, Macht abzugeben durch eine gemein-
same Führung der Schulen? Aus Angst, mit 
Sachverständigen aus den Gemeinden die 
eigenen Entscheidungen nochmals zu prüfen 
und vielleicht gar zu revidieren? Aus Angst, 
Fehler zuzugeben?

Christlich wäre es, all dies mit den Betroffe-
nen selbstkritisch zu diskutieren und solida
rische Lösungen auszuloten. Denn Christen 
sind Brückenbauer, keine Brückenwächter. Und 
eine zentrale Botschaft des Neuen Testaments 
lautet: Fürchtet euch nicht! Wer aber aus Furcht 
Schulen schließt und seine Gemeinde heimatlos 
macht, reißt Brücken ein und wird bald vor 
leeren Kirchenbänken predigen.

Die Vertreibung  
der Katholiken
Wie das Erzbistum Hamburg die 
Jugend verprellt  VON RAINER ESSER 

Was wir nicht sagen durften
Beim Integrationsgipfel der Kanzlerin wurde nur ein Positionspapier der Migranten präsentiert. Es gab aber zwei  VON ALI ERTAN TOPRAK

Ali Ertan Toprak, 49, lebt in Hamburg. Er stammt aus der Türkei und ist Alevit. Als CDU-Mitglied setzt er sich seit vielen Jahren für Integration ein

Rainer Esser ist Geschäftsführer 
des Zeitverlages. Der Katholik 
lebt seit Langem in Hamburg

Ali Ertan 
Toprak

ist Bundesvorsitzender der 
Kurdischen Gemeinde 

Deutschlands und 
Präsident der Bundes- 

arbeitsgemeinschaft der 
Immigrantenverbände 

(BAGIV). 1969 in 
Ankara geboren, kam er 
im Alter von zwei Jahren 
mit seiner Familie nach 
Deutschland. Toprak 
studierte Rechts- und 

Sozialwissenschaften und 
trat der CDU bei. Er war 
Mitglied der Deutschen 
Islam Konferenz, seit 
2006 ist er ständiger 

Teilnehmer des 
Integrationsgipfels. Er ist 
auch im ZDF-Fernsehrat.
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